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Dıie andere Zweıiteilung Deutschlands

Eınıige Anmerkungen ZUrFr politischen Kultur

Urtega Gasset, der ach Deutschland kam, den deutschen Idealiısmus
„tonnenweıse“ in sıch aufzunehmen, un der Land als unbeirrbarer Freund
der deutschen Kultur verlie(ß, veröffentlichte 1908 eıne kleine Reflexion ber die
Mentalıtät der Deutschen. Er yab ıhr den den heutigen Leser verblüffenden Tıtel
„Das zweigeteilte Deutschland“ Der spanısche Philosoph wollte keineswegs die
Zerstörung der nationalen Einheıit propagıeren. Er brachte vielmehr seıne Beob-
achtungen un Erfahrungen ın der provokatıven Feststellung INIMMNCIL, Deutsch-
and habe m Gesamtverlauf seıner Geschichte die Unfähigkeıt bewiesen, eıne
kulturelle Einheıit bilden“. Deutschland se1l kulturell anders als die übrıgen
europäıischen Natıonen „nıe eın einz1ges Etwas SCWECSCH, sondern vielerlei,
zumındestens zweıerlel, ın Teıle gespalten, die sıch nıcht auf eıne höhere Einheıt
zurückführen lassen“. Der Autor versinnbildlicht diese Zweıiteilung durch Ww1e Cr

selbst gesteht übertriebene 1ypiısıerungen: Dem VO ıhm geliebten und bewun-
derten Deutschland der Philosophen wırd das Deutschland der Philister der
Spießer gegenübergestellt; eıne Kraftlinıe kultureller Intensıtät, Ww1e€e sS$1e ZU

Beispiel in Italıen den venez1i1anıschen Gondoliere mıt dem römiıschen Rıchter oder
Staatsmann verbinde, fehle 1m zweıgeteılten Deutschland. Geme1l1unsam se1 höch-

eın auffälliıger „Mangel politischem Geschmack“;, den alle großen Deut-
schen beklagt der verhöhnt hatten.

Den zeitgenössiıschen Deutschen Mag dıe banale Sıngularıtät dieser Fundamen-
talkrıtiık der Kultur un auch dem politischen Geschmack der Deutschen
unberührt lassen, obgleich das deutsche Spießertum miıt unvergleichlicher (Ge-

schmacklosigkeıt in der NS-Barbareı triuumphiert hat Wenn der acht Jahrzehnte
alte Autsatz des spanischen Deutschenfreunds seıner veralteten un: überhol-
ten Wortwahl auch heute och überdenkenswert 1st, an 1st 65 wenıger dıe
Gesamtprogrammatık des Philisters oder Spießbürgers, sondern 6S sınd 11UT einıge
seıner Bestandteıle, dıe sıch in die achtzıiger Jahre haben herüberretten können,
Ort allerdings dıe Fronten wechseln.

Zur Charakteristik des deutschen Spießbürgers gehörte eın umfangreıicher
Kanon VO sakrosankten Vorurteıilen, denen dıe prinzıpielle Abscheu VOT

Politik die bedeutendste, jedentalls wirkungsmächtigste WArT. Nirgendwo brauchte
dıe Redeweıse VO der „Politik als eınem schmutzıgen Geschäft“ wenıger begrün-
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det werden als hıerzulande. Wäiährend sıch dıe Bürger in den fast 4.() Jahren der
Zzweıten Demokratie 1ın Deutschland die politischen Entwicklungsmöglichkeiten
nutzbar gemacht haben un aAllmählich Politik als unabweisliche Herausforderung
für alle verstehen lernen, taucht der ehemals spießbürgerliche Generalvorwurt

„dıe“ Polıitik 1ın verkleideter orm heute haufıger be1 Jjenen auf, die die
Nachfolge des Deutschlands der Philosophen angetreten haben, be] den Intellektu-
ellen

Allerdings gılt CS 1er stark dıtfferenzieren. In dem Ma{iß, 1n dem sıch ZU

Beıispiel dıe lıterarıschen Intellektuellen dieses Klischees ımmer wenıger bedienen,
gewınnt 65 Repetierhäufigkeıit be1 der gelstes- und soz1alwıssenschattliıchen
einschließlich der theologischen Intelligenz. Ahnliche Vorurteilsgebrauchsverän-
derungen zeıgt die Publizıstik. uch OFt 1STt das Klıschee VO den politischen
Journalısten den Feuilletonisten gewandert. Dıies 1St eıne emerkenswerte
Veränderung, ber deren Gründe 111a 11UT mutmafßen annn Vielleicht sınd S1e
darın suchen, da{flß die protessionelle oder jedenfalls w 1e€e be1 den Schriftstellern

Zzeıtwelse semiprotessionelle Beschättigung muıt Polıitik besten geeıgnet 1Sst, die
prinzıpıielle Verdächtigung der Polıitik 1abzubauen.

Es sınd VOT allem die genannten iıntellektuellen Untergruppen und diejenıgen,
die auf sS1e hören, welche mıt bıtterem Ernst der Negatıvassoz1atıon festhalten,
dıe ıhre geistiıgen Grofßväter die Begriffsfelder Macht Gewalt Herrschaft
aufgebaut haben Dabei ISt ıhnen zumeıst nıcht bewußt, da{fß die negatıve Ausstrah-
lung dieser Begriffe keine Entsprechungen ın der politischen Terminologıe Frank-
reichs, Italıens der der englischsprachigen Welt hat Die Perhorreszierung „der
Macht siıch“ 1St made 1n Germany. In anderen Sprachen weılß INan begrifflich,
intellektuell un auch emotional unterscheiden zwıschen den Zwecken, für die
Macht eingesetzt wırd, un der Macht selbst mıtsamt ıhren Instrumenten. In der
deutschen Terminologie der Politik fällt N ımmer och schwer, diese prinzipiellen
Dıifferenzen erkennen un auch kenntlich machen. Interessant 1St, da{fß dıe
sprachlichen Vertechter der Machtnegatıon bısher och nıcht auft den Gedanken
gekommen sınd, Begriffe Ww1e€e „Einfluß“ einzubringen 1ın das „Herrschatt“ un
„Macht“ gruppierte Wortteld

Das 1sSt der semantische Hintergrund, VOTL dem, trübsınn1g WwW1e€e Arnold Toynbee,
WwWenn den Blick aufs (s3anze wirft“, der Zertall der politischen Kultur beklagt
wird? Miıt schonender Verallgemeinerung, W1e€e 6S 1n dieser geistigen Saıson
modern ISt, wırd „der  C Politik, „den  C Politikern eıne geballte Ladung prinzıpieller
Kritik entgegengeschleudert. Sıe werden pauschal der ausftfallenden un lügner1-
schen ede bezichtigt. Ihnen wırd Zynısmus als Grundhaltung vorgeworten. S1e
werden für die Unsicherheit verantwortlich gemacht, dıe die Debatte ber die
natiıonale Identität kennzeıichnet. S1e werden haftbar gemacht für den ‚offensıichtli-
chen Mangel Wertkonsens“, als ob demokratische Politik eınen Wertekanon
der eın Konzept natıonalen Selbstverständnisses oktroyıeren könnte. Und
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schliefßlich wird „den Politikern“ die „Schnoddrigkeit“ vorgeworften, MIıt der die
moralıschen Anlıegen der Bevölkerungsmehrheit beredet wüuürden.

Fraglos 1bt CS Politiker, die das moralısche Anlıegen der Bürgermehrheıit WwW1e€e
ZU Beispiel den Schutz des ungeborenen Lebens 1n eıner dem Ernst un der
Würde des Themas UuNaNSCMECSSCHECN Oberflächlichkeit behandeln. ber ebenso
steht außer rage, da{fß CS eıne große Zahl VO verantwortlichen Politikern o1Dt, die
dieses IThema als zentrale Anfrage die moralısche Qualıität der deutschen Polıitik
begreıiten und 1es ımmer wıeder ZU Ausdruck bringen. Ihnen 1St 6S nıcht zuletzt

verdanken, daflß die Bürger ın dieser Problematık seıt 1982 eıinen unübersehbaren
Einstellungswandel vollzogen haben Die überwıegende Mehrheit ın allen Alters-
un Sozlalgruppen der Bevölkerung verurteılt heute den praktizierten Mißbrauch
des Z StGB, ohne allerdings eıne Lösung 1n eıner Wıederherstellung der alten
Fassung dieses Paragraphen erkennen können  M S1e SGELZEN wenıger autf gesetzlı-
chen Zwang als aut CcE un zusätzlıche Angebote der Politık, VOT allem aut die
Überzeugungskraft des moralıschen Arguments, durch das auch sS1e sıch dem
vollständıgen Wandel ıhres Urteıls haben bewegen lassen. Wer diese mentale
Veränderung verkennt un jene, die s$1e zuvörderst zustande gebracht haben, mıt
dem Etikett „schnoddrig“ diffamıiert, gleichzeıtig den Datenschutz auftf die oberste
Stute der Wertehierarchie hochrückt, dıe Recht die Ehrfurcht VOT dem Leben
beansprucht, der schwächt die Ernsthaftigkeit seıner Forderung die Politik.

iıne vergleichbare Selbstschwächung der Argumentatıon bewirkt oft dıe SCNC-
relle Verwendung der Gerechtigkeitsvokabel als prinzıpielle Infragestellung der
moralischen Qualıität der Politik. je abstrakter die Begritftsverwendung, desto
größer 1St die Chance der Zustimmungsbereıitschaft, aber auch die Möglichkeit des
Mıiıfsverständnisses. FEın zentraler Begriff W1e€e Gerechtigkeıit überdeckt aufgrund
seiıner großen Bedeutungsbandbreıite eıne Vielzahl] VO unterschiedlichen un

widersprüchlichen Interpretationsmöglichkeiten. mıt „Gerechtigkeıt“
die Forderung erhoben wiırd, da{fß jedem das gleiche zustehe, jeder gemäalßs seınen
Verdiensten der seınen Leistungen der seınen Bedürtnissen der seınem Rang
behandelt werden sollte oder jeder das ıhm durch TIradıtion oder durch (Gesetz
Zustehende erhalten solle?, das ergıbt sıch Zuerst nıcht einmal A4aUuUsS dem Kontext.

Wer „Gerechtigkeıt“ 1ın politischem Zusammenhang Sagl un autf die Präzisie-
rung seınes Begritfsverständnisses 1mM Kontext verzichtet, macht sıch den hohen
Wertegehalt und die emotionale Ausstrahlungskratt dieser Breitbandvokabel
ZUNUTZEC, die Unterschiedliches un Wiıdersprüchliches aut eınen Nenner bringt.
Dıie Säkularisierung des moraltheologischen Gerechtigkeitsbegriffs verkennt die
Möglıchkeıiten der Menschen, die aRENE tfahıg sınd, sıch Annäherungen
iıdealtypısche Konzepte WwW1e€ Gerechtigkeit bemühen. Die Übereinstimmung
zwıschen Sollen un Seın, zwıschen Wunsch un Wiırklichkeıit, die Autfhebung
aller Wıdersprüche, vollständıge Kontingenz und Iransparenz annn ernsthaft
nıcht als erreichbares Ziel demokratischer Politik ausgegeben werden. Die Unvoll-
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kommenheıt der Welt ach dem Sündentfall wiırd ımmer genügend „Beweıise“ für
dıe Unfähigkeıt der Politiker bereithalten, Wenn INa  3 98808  —_ danach sucht.

Warum 1St 65 tür manche Intellektuelle schwer verstehen, dafß die
pluralistische Demokratie die schwierigste Staatstorm SE dıe starksten mensch-
liıche Energıe benötigt, weıl S1Ee die Gestaltung der Politik nıcht LLUT eıner kleinen
Gruppe VO Menschen überläßt, sondern S$1€e Z Sache für alle macht? Warum 1St On

schwierig erkennen, da keine andere Staatsform große Möglıichkeiten für
den Bürger bıetet, und gleichzeıt1ıg auch hohe Anforderungen seıne Urteils-
kratt stellt WwW1e€e dıe Demokratie? Wıe kommt CS, dafß sıch Intellektuelle ın
Deutschland nıcht die Mühe machen, die Sachprobleme der Politik untfersu-

chen, sondern gebetsmühlenartig Stichwörter W1e€e T'schernobyl,; Rheinverschmut-
ZUNg, Gentechnologie, Asylrecht in dem Vertrauen repetieren, die polıtische un
moralısche Verantwortung für diese Probleme sel geklärt, jetzt komme 6S L1UT och
darauft dl die Schuldigen den Pranger stellen und s1e der „Arroganz der
Macht“ bezichtigen? uch 1er wiırd 1ın Wirklichkeit unausgesprochen auf
(partıellen) Konsens spekuliert, mıt dessen Unterstützung InNnan auf Detailkritik
verzichten können glaubt.

Die Suche ach Antworten auf diese Fragen fällt schwer. Möglicherweıise sınd s$1e
1ın jenem wiıdersprüchlichen Syndrom eınes unpolitischen Denkens finden, das
die prinzıpielle Verdächtigung VO Macht mıt eıner ebenso prinzıpiellen ber-
schätzung ıhrer Möglichkeiten ın eıner pluralıstischen Demokratie verbindet®.
Dieses Syndrom entsteht aus eıner rıgorosen Kenntnisnahmeverweıigerung 306
ber den politischen Sachfragen un ıhren Detauils SOWIeE AUS eıner hohen Konzen-
ratıon moralıischer Urteıle, wobel Moral un Politik eiınem unüuberbrückbaren
Gegensatz auseinanderdıvıdiert werden. Seıne Atemluft bezieht dieses Syndrom
aus$s eıner tradiıtionsreichen Fıgur des politischen Denkens 1n Deutschland, aus der
Gegenüberstellung VO Geıist un Macht, für die N ın der politischen Kultur
anderer Natıonen ebentalls keine Entsprechung sibt

BeI den Burgern hat dieses Syndrom 1e] VO seıner Wirkungskraft iın der
politischen Kultur während der etzten 40 Jahre eingebüfßßst. Dıie Deutschen
verfügen heute ber eın deutlich erkennbares un gründlıch untersuchtes Proftil
polıtischen Einstellungen, Urteıilen un Meınungen, das realıstisch dıe Möglıch-
keıten un Grenzen demokratischer Politik wahrnımmt. Vor allem ausländische
Beobachter bescheinigen der polıtıschen Kultur der Bundesrepublıik Deutschland
eın hohes Ma{ß Wırklichkeıitssinn, der die deutsche Demokratie stabıl mache un
S$1e mental verankere  8  3

Natürlich oibt 6S keinen Grund ZUT Zufriedenheıit, weder mıt der Polıitik un der
polıtıschen Kultur och mıt anderem Menschenwerk. ber WCT den Zertall der
polıtıschen Kultur beklagt oder jedentalls als dringliche rage ZuUur Diskussion
stellt, sollte dıe Möglıichkeıit NUZCH; Beweıse für seıne These bringen un die
Krıterien seınes Werturteıils offenzulegen. Generelle Vorbehalte Instiıtutio-
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nen aller Art und ebenso generelle Sympathien für prinzıpielle Partızıpation
berechtigen der Vermutung, dafß das Negatıivurteıl ber die politische Kultur
der Deutschen aus dem Geılst verabsolutierter Partiızıpatıon entstanden 1ISt Wenn
die Partızıpation Z.T obersten Maxıme der Demokratie erhoben und das
Repräsentationsprinzıp außer Kraft ZESCIZL wiırd, annn hat dies dramatische Folgen
für den polıtischen Entscheidungsprozeß.

Die Hotfnung auf eıne qualitative Verbesserung der Politik 1St ebenso eıne blofße
Ilusıon W1e die Annahme eıner größeren Akzeptanz der partızıpatorisch formu-
lerten Polıitik. Als Lösung bıetet sıch der Einbau VO plebeszitären Elementen 1n
das repräsentatıve 5System d VOT dem die Väter des Grundgesetzes aufgrund iıhrer
Ertahrung mıt dem Scheitern des ersten Demokratieversuchs iın Deutschland
zurückschreckten. Wer das Tempo auf sıch wirken laßt, mıt dem sıch iın der
öffentlichen Meınung die zentralen Probleme der Politik Jagen, WGT: die Meınungs-
stromungen verfolgt, mıt denen die Irrungen und Wırrungen des Zeıtgeıistes
demoskopisch nachgezeichnet werden können, der annn 1mM Ausweg der plebiszi-
taren Erganzung der Demokratie Nu  — eiınen Holzweg erkennen. Der Mangel
Kontinuıiltät würde 1Ur och verschärft werden, 1ın dem viele Kritiker der
parlamentarıiıschen Demokratie Recht eın Hındernis für langfristige Planung
un für mehr Rationalıtät und Berechenbarkeit ın der Polıitik erkennen. Selbst dıe
Grünen, deren Wünschbarkeitssinn be] weıtem ıhren Wirklichkeitssinn ber-
schreitet, haben sıch durch dıe unerwuünschten Effekte der schweıizerischen
Volksabstimmungsprozeduren beeindrucken lassen und iıhre ede VO der plebis-
zıtären Ergaänzung der repräsentatıven Demokratie stark zurückgenommen.

Stark ZUSCHOMM dagegen hat die Indienstnahme der Moral als polıtisches
Argument. Diese Perzeption VO Politik hat VOT allem mı1ıt Zzwel Problemen
kämpften. Erstens mıt ıhrer mangelnden Plausıbilität. Die hochsäkularisierte und
zunehmend pluralisierte Gesellschaft der Bundesrepublik Deutschland verfügt
längst nıcht mehr ber Jjenen Konsens moralıschen Überzeugungen, der
erlauben würde, eın moralısches Argument 7AGHR Mobilisierung eıner politikwirksa-
Inen dauerhaften Mehrheit nutfzen Moralısche Argumente selbst dıe Priorität
des Lebensschutzes werden VO den sıch selbst bezeichnenden Alternativen
regelmäfßiıg anders verstanden. Es 1St VOT allem ıhnen verdanken, da{fß der
Bedeutungszusammenhang der zentralen Begritte ımmer dann zerreıßt, WEeNnNn die
polıtische Redeweise den Gipfel der Abstraktion verliäßt un: sıch Konkreterem
zuwendet. Auftäallıg be1 den Grünen 1St auch, da{ß das Thema des Lebensschutzes
mıt Problemen W1€e der Rheinverschmutzung konkurrieren hat, obgleich die
Rheinverschmutzung eınen anderen, naämlıch eınen mınderen Rang iın der Werte-
hierarchie besitzt als der Schutz des Lebens, der beim ungeborenen Leben
unmıttelbar beeinträchtigt 1St Der Rheinverschmutzung kommt auch deshalb eın
mınderer Rang Z weıl der Strom Sando7z un: anderer katastrophaler
Ereignisse 1in den etzten zehn Jahren sauberer geworden 1St Da diese Tatsache,
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auch Wenn gelegentlich darüber berichter wiırd, systematisch nıcht ZUrTr Kenntnıiıs
SA wiırd, gehört den Eigentümlichkeiten selektiver Wahrnehmung.

Moralısche Argumente als politische Denkanstöfße haben CS zweıtens deshalb
schwer, weıl dıe Instıtutionen der „relig1ösen Sozıialısatıon“, falls diese Formulie-
rung erlaubt 1St, Bındungs- und Überzeugungskraft verloren haben Das: W as

die Kırchen A4US welchen Gründen auch ımmer nıcht für die Herausbildung
eınes moralischen Konsenses eısten vermogen, das aln durch pluralıstische
Polıitik nıcht ETSELZE werden. Die Selbstsäkularisierung der Kırchen vorangetrie-
ben durch poltisch motivierte Themenwahl mancher Repräsentanten bewirkt
eınen Verlust Spiritualıtät, mı1ıt dem sıch nıcht zuletzt Jjene abzuplagen haben, die
Polıitik A4US christlicher Verantwortung gestalten versuchen. Und dieser Verlust
trıfft Wiähler un Gewählte in gleicher Weıse.

„Politik“, schrieb Johannes Althusıius 1603 iın seıner „Polıitica methodica
dıgesta“, „1St die Lehre VO Zusammenleben der Menschen. Es bıldet sıch ach
ıhren Regeln, CS wiırd ach ıhnen geführt und gehalten. Deshalb heißt Polıitik auch
‚Kunst der Zusammenfügung‘. Die Entstehung (und Pflege) dieses Zusammenle-
bens fördern, 1St der Sınn der Politik.“ 19 Wıe günstıg für die Zukunft der
Bundesrepublik Deutschland ware CS, wenn sıch mehr Mäaänner und Frauen bereit
fänden, diese Lehre des Althusıius anzunehmen un für eıne Polıitik AUS christlicher
Verantwortung eiınzutreten un: dabe] die Maxıme beherzigen: Suavıter ın
modo, tortiter in
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